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Deichrückbau im Inselnorden








Sehr geehrter Herr Ministerpräsident,





von den Plänen, im Zusammenhang mit der Schaffung von Ausgleichsflächen für den Industriestand-ort Lubmin den Deich am Peenestrom zwischen Karlshagen und Peenemünde zurückzubauen, haben Sie bereits im Herbst 2008 in Zinnowitz Kenntnis erhalten.





Nach Gesprächen mit dem Minister für Landwirtschaft, Umwelt und Verbraucherschutz, Herrn Dr. Till Backhaus, in denen wir unser Anliegen zwar vorbringen, aber nicht durchsetzen konnten, wenden wir uns nun an Sie.





Zunächst einige Worte zu unserer Bürgerinitiative. Im Unterschied zu den Bürgerinitativen, die die Mei-nung eines Teils der Bevölkerung vertreten, können wir mit Recht feststellen, dass weit mehr als 90 Prozent der Bevölkerung der Region die Pläne zum Rückbau des Deiches ablehnen, völlig unabhän-gig davon, für welche konkrete Investition dieses Ausgleichsprojekt vorgesehen ist. Ablehnung haben auch die Gemeindevertretungen von Karlshagen, Trassenheide und Mölschow sowie der Kreistag des Landkreises Ostvorpommern per Beschluss geäußert. 


Bis zum heutigen Tag haben wir etwa 6500 Unterschriften gegen dieses Vorhaben gesammelt, davon etwa die Hälfte von Bewohnern des Amtsbereiches.


Diese geschlossene Ablehnung der Bevölkerung und ihrer gewählten demokratischen Vertretungen gründet sich auf folgende sachliche Argumente: Schwächung des Hochwasserschutzes durch den Deichrückbau sowie fehlender Nachweis einer naturschutzfachlichen Aufwertung des Gebietes.





Zusätzlich sind wir - und auch Minister Backhaus - im Mai dieses Jahres durch einen ausgewiesenen Experten darauf aufmerksam gemacht worden, welche Gefahren durch die in diesem Gebiet noch im Boden befindlichen Munitionsreste von Blindgängern auftreten können, die einerseits auch bei unver-änderter Situation akuten Handlungsbedarf darstellen, andererseits sich durch eine unkontrollierte Überflutung des Gebietes noch verschärfen.





Nach unserer Meinung ist eine solch tiefgreifende Veränderung des Lebensumfeldes nicht durch ein Planfeststellungsverfahren mit nur vierwöchiger Einspruchsmöglichkeit durch die Öffentlichkeit zu re-alisieren. Andere Beispiele, wie die Wiederherstellung des Richtenberger Sees, zeigen alternative Herangehensweisen mittels jahrelanger konsequenter Einbeziehung der Bevölkerung.


Jüngste Enthüllungen der Presse haben darüber hinaus das Vertrauen der Bevölkerung in die Rechts-staatlichkeit und Unabhängigkeit eines solchen Verfahrens stark erschüttert: 


Die Ostsee-Zeitung vom 13. Mai 2009 zitierte aus dem Protokoll einer außerordentlichen Sitzung des Hauptausschusses der Gemeinde Peenemünde, dass der Vorhabenträger EWN der Gemeinde ange-
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